
M i t t e i l u n g e n  d e r  I n i t i a t i v e  H e i m a t  &  U m w e l t

24. Jahrgang  Folge 1  März 2014

M i t t e i l u n g e n  d e r  I n i t i a t i v e  H e i m a t  &  U m w e l tM i t t e i l u n g e n  d e r  I n i t i a t i v e  H e i m a t  &  U m w e l t

24. Jahrgang 24. Jahrgang  Folge 1  Folge 1  März 2014 März 2014

Österreichische Post AG / Sponsoring Post 
Benachrichtigungspostamt 3424 Zeiselmauer

DAS eu-“PArlAMeNt“ ISt eIN orGAN Der 
eu uND BeZWecKt DIe eNtMAchtuNG

Der MItGlIeDStAAteN.
Darüber sollte sich niemand hinwegtäuschen!

Landauf, landab wird seit Mona-
ten die Propagandatrommel  für die 
„EU-Wahlen“ mit allen nur erdenk-
lichen Mitteln gerührt. Der „Tanz 
ums goldene Kalb“ läuft auf Hoch-
touren:  Wahlkampfkostenrücker-
stattung, horrende Abgeordnetenbe-
züge, großzügigste Spesenpauscha-
len, Finanzierung von Büros und 
Angestellten - das alles natürlich aus 
de facto Zwangsbeiträgen der Steu-
erzahler der Mitgliedstaaten - sind 
Köder, denen  nur wenige Stand-
feste und konsequent Denkende wi-
derstehen. Auch viele sogenannte 
EU-Kritiker reißen sich geradezu da-
rum, auf Kandidatenlisten fürs EU-
“Parlament“ zu kommen und wer-
ben für eine möglichst hohe Wahl-
beteiligung. Damit täuschen sie 

Sache des Volkes) zumindest am 
Papier noch auf das Wohl unserer  
Republik vereidigt und müssen bei 
Mandatsantritt ein entspr. Gelöb-
nis (siehe P.S.) sprechen, gibt es ein 
solches für EU-“Parlaments“-Abge-
ordnete nicht. Diese werden näm-
lich auf gar nichts vereidigt! Jeder, 
der sie wählt, hat alle inhaltlichen 
Ansprüche von vornherein verwirkt. 
Die „EU-Abgeordneten“ dienen 
nurmehr dem Kapital, wie oben er-
läutert, und sonst niemandem und 

Mit dem Geld der Bür-
ger der Nationalstaaten 
werden deren Anlie-
gen einem „Parlament“ 
unterworfen, in dem  die 
Abgeordneten von (dzt.)  
26 anderen (Mitglieds-)
Staaten darüber befi nden 
- es sollen ja noch viele 

mehr werden (Balkanstaaten, Ukra-
ine, Georgien, Türkei etc.). Derzeit 
hat das EU-“Parlament“ die wich-
tigste Befugnis eines echten Parla-
ments, nämlich die Initiierung und 
Beschlußfassung von Gesetzen gar 
nicht (diese hat praktisch ausschließ-
lich die EU-Kommission und der 
„EU-Rat“, also die Staats- und Re-
gierungschefs unter dem Komman-
do der USA und ihrer größten Va-

nichts mehr. 

Quelle der Karikatur: 
Schwedische Bürgerinitiative 

"Nein zur EU"ihre Anhänger darüber hinweg, daß 
das EU-“Parlament“ - wie die EU 
insgesamt - dazu da ist, die Entschei-
dungsbefugnis der Nationalstaaten 
für die Angelegenheiten ihrer Bür-
ger auszuhebeln. Sonst bräuchte 
es ja gar kein „EU-Parlament“, die 
nationalen Parlamente würden völlig 
ausreichen....

Werden die Abgeordneten der 
Republik Österreich (res publica = 

Klar, ich muß drin sein
um zu reformieren !
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sallen Deutschland, Großbritannien 
und Frankreich) und es vertritt auch 
kein „Volk“ wie jedes normale Parla-
ment. Ein gesamteuropäisches (Ein-
heits-)Volk gibt es nämlich nicht, es 
gibt nur zahlreiche, historisch ge-
wachsene VÖLKER Europas, die 
ein recht auf Selbstbestim-
mung und Eigenentfaltung haben 
ohne zentralistische Bevormundung. 
Aber es wird in allen EU-Gremien 
darauf hingearbeitet, daß das EU-
Parlament Schritt für Schritt die na-
tionalen Parlamente ersetzt und 
damit der letzte Rest von Selbstbe-
stimmung der (Saats-)Völker auch 
ausgelöscht wird.

Wer das für sich und seine Kin-
der und Kindeskinder nicht möch-
te, wird zur „EU-Wahl“ am 25. Mai 
nicht hingehen. Ein ehrlicher eu-
Wahl-Boykott aus Überzeu-
gung ist unserer Auffassung nach 
wesentlich demokratischer als 
das „zum neuen Kreuze kriechen“, 
nämlich zu dem der blau-gelben EU-
Sterne! Die einzige Sprache, die die 
EU-Herrscher verstehen, ist die der 
Wahlenthaltung. Alles andere ist 
„mitgefangen/mitgehangen“. 

Inge Rauscher, 
Bevollmächtigte des überparteili-
chen EU-Austritts-Volksbegehrens

„Der Nationalstaat drückt den 
Volkswillen aus und gewährt 
seinen Bürgern soziale Sicher-
heit. .... Der Zerfall des Nati-
onalstaates bringt den Zerfall 
des Gesellschaftsvertrages 
und die Atomisierung des Bür-
gers mit sich. Wenn die Regie-
rung keine Macht mehr hat, 
dann bleibt auch der Bürger 
ohnmächtig dem Raubtierka-
pitalismus ausgeliefert.“

Jean Ziegler, deklarierter „Lin-
ker“ und  langjähriger Sonderbot-
schafter der UNO für das Recht 
auf Nahrung, in einem Interview 
mit der Zeitschrift „Junge Frei-
heit“ vom 9. August 2002.

In der Schweiz können Bürger 
Volksabstimmungen mit für Par-
lament und Regierung binden-
dem Ergebnis selbst herbeiführen; 
an vier Abstimmungs-Sonntagen 
jährlich gab es in den letzten 

Jahrzehnten über 60 solche Volks-
abstimmungen - in Österreich seit 
1945 nur zwei (Zwentendorf- und 
EU-Beitritt) und seit dem EU-Beitritt 
vor bald 20 Jahren gar keine mehr. 
Bei der jüngsten in der Schweiz 

vom 9. Februar 2014 wurde über 
die VolKSINItIAtIVe GeGeN 
MASSeNeINWANDeruNG 
abgestimmt. Obwohl Bundesrat 
(so heißt dort die Regierung) und 
Parlament offi ziell „empfahlen“, 

echte DIreKte DeMoKrAtIe Nur AuSSerhAlB Der eu MÖGlIch!
Siehe jüngste Volksabstimmung in der Schweiz.

AKtIoNStAGe fÜrS VolKSBeGehreN
Die Arbeit an der einleitung des EU-Austritts-

Volksbegehrens wird 2014 mit besonderer Intensität 
weitergehen. Bis Anfang Dezember haben wir 
noch „Zeit“,  die gesetzlich geforderte Zahl von rund 
zehntausend gemeindeamtlich/notariell bestätigten Un-
terstützungserklärungen zu schaffen; etwas mehr als die 
Hälfte davon, also mehr als fünftausend gültige, liegen 
uns dzt. vor. Wer von den WEGWARTE-Empfängern 
noch nicht im Vorjahr (2013) oder heuer im Ma-
gistrat/Bezirksamt/Gemeindeamt oder vor‘m Notar 
unterschrieben hat, möge dies bitte unbedingt so rasch 
wie möglich nachholen (Formular dazu hier enthal-
ten/bitte herausnehmen.) Unterschriften aus früheren 
Jahren zählen nicht (mehr), wie in früheren WEGWAR-
TE-Ausgaben erläutert. Jede in den genannten Behör-
den geleistete Unterschrift erspart unseren ehrenamtli-
chen Mitarbeitern viel Zeit und Geld, das wir ansons-
ten für noch mehr Aktionstage und Notarhonorare 
aufwenden müssen. Letzteres ist das größte Problem 
beim Zustandekommen der nötigen Zahl von Unter-
stützungs-Erklärungen! Allen herzlichen Dank, die da-
bei bisher mitgeholfen haben; wir müssen hoffen, daß 

dies auch weiter möglich sein wird....
Selbst im Februar haben wir mehrere Aktionstage, 

die immer im Freien stattfi nden (müssen),  absolviert 
und dabei inkl. einem Notar kräftig gefroren. Ab 19. 
März werden wir praktisch jede Woche mehrere 
Info-Stand-Aktionstage zunächst in Wien und dann in 
den Bundesländern durchführen; die genauen Termine 
und Standorte werden jeweils ein/zwei Wochen vorher 
auf der Internetseite www.eu-austritts-volksbe-
gehren.at zu fi nden sein. Natürlich können Sie Ihre 
Mitarbeitsbereitschaft auch briefl ich oder telefonisch 
bekanntgeben.  Wir laden alle, denen das Zustande-
kommen des Volksbegehrens ein Anliegen ist, herzlich 
ein, bei diesen Aktionstagen mitzuwirken:  Einfach hin-
kommen und zwei/drei Stunden beim Verteilen von 
Info-Material mithelfen und - wer möchte - mit den 
Bürgern diskutieren. Es ist eine sehr lebendige, inter-
essante Arbeit bei (fast) jedem Wetter, bei der man na-
türlich nicht nur, aber auch sehr viel Erfreuliches erlebt. 
Wir freuen uns auf jede Verstärkung unserer doch 
sehr beanspruchten Außeneinsatz-Mann- und Frauen-
schaft!

P.S. Jeder Abgeordnete im österr. Parlament wird bei Mandatsantritt vom Vorsitzenden namentlich aufgerufen 
und hat durch die Worte „Ich gelobe“ unverbrüchliche treue der republik, stete und volle Beobachtung 
der Verfassungsgesetze und aller anderen Gesetze und gewissenhafte Erfüllung ihrer Pfl ichten zu geloben. (Wort-
laut der geltenden Geschäftsordnung des österr. Nationalrates, § 4)
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die Volksinitiative abzulehnen, und 
auch  alle großen Massenmedien 
dagegen kampagnisierten, stimm-
ten 50,3 Prozent der Bevölkerung 
und alle Stände dafür. Wie hätte 
das Ergebnis erst ausgesehen, hät-
te es eine ausgewogene Bericht-
erstattung im Vorfeld gegeben?! 
Aber die Mehrheit gilt auch so, wo-
mit nun folgender Sachverhalt, wie 
von der Volksinitiative verlangt,  
rechtskräftig ist (leicht gekürz-
ter Wortlaut des Abstimmungstex-
tes, entnommen dem offiziellen 
Abstimmungsbüchlein der Schwei-
zerischen Eidgenossenschaft, das 
auf Staatskosten jedem Schweizer 
Abstimmungsberechtigtem zuge-
schickt wird):
Die Bundesverfassung wird wie 
folgt geändert: Art. 121 (neu): 

Gesetzgebung im Ausländer- 
und Asylbereich

Art. 121 a (neu) 

Steuerung der Zuwanderung

1. Die Schweiz steuert die Zuwan-
derung von Ausländerinnen und 
Ausländern eigenständig.

2. Die Zahl der Bewilligungen für 
den Aufenthalt von Ausländerinnen 
und Ausländern in der Schweiz wird 
durch jährliche Höchtszahlen und 
Kontingente begrenzt. Die Höchst-
zahlen gelten für sämtliche Bewilli-
gungen des Ausländerrechts unter 
Einbezug des Asylwesens. Der An-
spruch auf dauerhaften Aufenthalt, 
auf Familiennachzug und auf Sozial-
leistungen kann beschränkt werden. 

3. Die jährlichen Höchstzahlen und 
Kontingente für erwerbstätige Aus-
länderinnen und Ausländer sind auf 
die gesamtwirtschaftlichen Interes-
sen der Schweiz unter Berücksichti-
gung eines Vorranges für Schweize-
rinnen und Schweizer auszurichten; 
die Grenzgängerinnen und Grenz-
gänger sind einzubeziehen. Maß-

gebende Kriterien für die Erteilung 
von Aufenthaltsbewilligungen sind 
insbesondere das Gesuch eines Ar-
beitgebers, die Integrationsfähigkeit 
und eine ausreichende, eigenständi-
ge Existenzgrundlage. 

4. Es dürfen keine völkerrechtlichen 
Verträge abgeschlossen werden, 
die gegen diesen Artikel verstoßen.  
Weiters heißt es im Art. 197 Ziff. 
9 hoch 4 (neu) im ersten Absatz: 
Völkerrechtliche Verträge, die Ar-
tikel 121 a widersprechen, sind 
innerhalb von drei Jahren nach 
dessen Annahme durch Volk und 
Stände neu zu verhandeln und an-
zupassen.

Anmerkung: Mit „völkerrechtli-
chen Verträgen“ sind natürlich 
auch sämtliche im Falle des Nicht-
Mitglieds Schweiz bilateralen Ab-
kommen mit der EU gemeint, die 
nun entweder aufgehoben oder 
entspr. geändert werden müssen.

Der dramatische Verlust von Nah-
rungsflächen durch immer schlechter 
werdende Rahmenbedingungen für 
die bäuerliche Landwirtschaft wird 
systematisch aus dem Bewußtsein der 
breiten Masse verdrängt. Dabei ist 
diese gemachte Entwicklung eine 
der Mitursachen für viele derzeitige 
Probleme, auch für den sogenannten 
Arbeitsmarkt (schon diese Bezeich-
nung ist entwürdigend!). Die neues-
ten, nachstehend angeführten Zah-
len aus dem offiziellen „Grü-
nen Bericht“ der Bundesregierung 
(2013) werden nirgends öffentlich 
thematisiert. Oder können Sie sich 
an eine einzige Fernsehdiskussion 
oder einen großen Artikel dazu in ei-
ner Massenzeitung erinnern? 

In nur 50 Jahren, zwischen 1960 
und 2010, verminderte sich die 
landwirtschaftlich genutzte Fläche in 
Österreich um enorme 1,172.016 
Hektar. Das sind um 11.000 Hek-
tar mehr als die gesamte land- und 
forstwirtschaftliche Fläche in Ober-
österreich  im Jahr 2010 ausmachte. 
(Für Nicht-Landwirte: ein Hektar 
sind 10.000 Quadratmeter, in etwa 
die Fläche eines Fußballfeldes oder 
10 größerer Eigenheim/Garten-

gründe.) Die Waldflächen nehmen 
zu, allein zwischen 1990 und 2010 
um beträchtliche 145.449 Hekt-
ar, während im selben Zeitraum die 
landwirtschaftliche Nutzfläche um 
510.010 Hektar, das sind 15 Prozent 
(!), zurückging - in nur 20 Jahren.

Und dies bei stetig steigender Be-
völkerung (im wesentlichen aufgrund 
der Einwanderung). 1995 hatte 
Österreich 7,948.278 Einwohner, 
2011 bereits 8,420.900 Einwoh-
ner. Allein im Zeitraum von 2000 
bis 2011 nahm die Bevölkerung um 
409.334 Einwohner zu.

44.191 Betriebe weniger!

Zwischen 1999 und 2010, in nur 
11 Jahren, nahm die Zahl der land- 
und forstwirtschaftlichen Betriebe in 
Österreich um 44.191 ab, das sind 
20,32 %. Das heißt, je Monat 
sperrten 335 Betriebe (Bauernhöfe) 
zu = 11 pro Tag.  Gleichzeitig muß-
ten dadurch allein in diesem Zeit-
raum rund 60.000 bis dahin  auf 
den Bauernhöfen tätige Menschen 
einen neuen Arbeitsplatz suchen und 
vergrößerten damit deren Zahl. 

Obige Zahlen  entnommen der 
jüngsten Ausgabe der „Unabhän-

gigen Bauernzeitung“ (www.
ubv.at), deren jahrzehntelange, 
sachlich fundierte Arbeit für die 
Gesamtgesellschaft von den Mas-
senmedien völlig ignoriert wurde.

Praktisch die gesamte „frei gewor-
dene“ Ackerfläche wurde verbaut 
und versiegelt, wie aus den amt-
lichen Agrarstrukturerhebungen her-
vorgeht. Die zunehmende Verbau-
ung unserer Landschaft hat im „Bau-
ernsterben“ eine der Hauptwurzeln!

Ebenso wie die Arbeitslosig-
keit: 1951 gab es 432.848 bäuer-
liche Betriebe in Österreich, 2010 
nur mehr 153.519, 2013 (geschätzt) 
nur mehr 138.000. Berufstätige 
in der Landwirtschaft gab es 1951 
insgesamt 1,192.000 (davon Famili-
enarbeitskräfte 860.000), 2012 nur 
mehr 147.401 (davon Familienar-
beitskräfte 123.785).

1951 betrug die landwirtschaft-
liche Kulturfläche in Österreich 
4,080.266 Hektar, 2010 nur mehr 
2,879.895 Hektar.

Es sind erschreckende Zahlen, 
die uns von Ing. Gerhard No-
wotny aus O.Ö. zur Verfügung ge-
stellt wurden.

VerluSt VoN NAhruNGSflächeN  / ArBeItSloSIGKeIt
Verdrängte Zusammenhänge
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Seit etwa Mitte 2013 wird un-
ter Ausschluß der Öffentlich-
keit über ein Freihandelsabkom-
men mit dem Kürzel TTIP,  auch 
TAFTA genannt, verhandelt. TTIP 
bedeutet „Transatlantic Trade and 
Investment Partnership“ (Transat-
lantische Handels- und Investitions-
Partnerschaft), TAFTA steht für 
„Transatlantic Free Trade Agree-
ment“.  Das Problem beginnt schon 
bei den schönfärberischen Bezeich-
nungen: der Begriff „Freihandel“ ist 
nämlich grob irreführend. Er führt 
nämlich gerade nicht zur Freiheit, 
wie Prof. Schachtschneider, ei-
ner der besten Kenner aller EU-Ver-
träge von Anbeginn an, in einem 
sehr fundierten Artikel darlegte, den 
wir in der WEGWARTE vom April/
Mai 2013 veröffentlichten und seit-
her bei den Info-Stand-Aktionstagen 
in ganz Österreich verteilen („Wider 
die Freihandelsdoktrin!“). 

ttIP / tAftA 
= „Wirtschafts-NAto“

Eine aufrüttelnde Beschreibung 
der zu erwartenden Folgen die-
ses Abkommens anhand konkre-
ter Beispiele kann man unter dem 
Titel „Extrarechte für US-Konzer-
ne“ der Internetseite www.zeit.
de/2013/50/handelsabkommen-
europa-usa/komplettansicht ent-
nehmen. Konzerne sollen ein Recht 
auf zukünftige Gewinne haben; 
neue Gesetze sollen nur mehr ver-
abschiedet werden können, wenn 
sie Unternehmensgewinne steigern. 

Konzerne und Investoren sol-
len Staaten klagen können, 
auch dann, wenn nur die Vermu-
tung auf mögliche Gewinneinbußen 
besteht. Diese Klagen werden vor 
nicht-staatlichen Schiedsgerichten 
geführt, nicht-öffentlich, und - eine 
Berufungsmöglichkeit gibt es nicht!

Am Ende des Papiers der EU-
Kommission dazu räumt sie selbst 
ein, daß es sich beim TTIP um die 
weitreichendste Veränderung 
der Gesellschaft in europa 
seit langem handelt. Daher wird 
mit folgenden Methoden zu de-
ren Durchsetzung „gearbeitet“: 
Geheimhaltung, positive Berichte 
in den Massenmedien („Wachstum 
und Arbeitsplätze“), Überwachung 
der Kritiker, Befeuerung durch Pro-
paganda (eigener Twitter Account 
etc.). Die Verhandlungen über den 
diesbezüglichen Gesetzesentwurf 
werden an den nationalen Parla-
menten vorbei allein von der EU-
Kommission geführt, und zwar vom 
Handelskommissar Karel de Gucht  
(gegen ihn läuft ein Verfahren we-
gen Steuerhinterziehung von rund 
900.000,- €).

Neue Weltordnung (NWo)

In www.deutsche-wirtschafts-
nachrichten.de vom 4.3.2014 
wird der Text des TTIP/TAFTA als 
Unterwerfungserklärung der EU 
unter die “Neue Weltordnung” be-
zeichnet, in der nicht-demokratisch 
legitimierte Wirtschafts- und Finanz-
Eliten darüber bestimmen werden, 

was für die öffentliche und private 
„Daseinsvorsorge“ notwendig 
ist. Dabei sind alle staatlichen 
errungenschaften in Gefahr: 
durch Liberalisierung und Privatisie-
rung (Wasser, Bahn, Post, Polizei, 
Rettung usw.), Sozialstandards, Ar-
beitnehmer-Rechte, regionale Wirt-
schaftsförderung, Umwelt- und Ge-
sundheitsschutz. 

Gentechnik, hormon- und 
Klonfleisch, chlorhühner etc. 

Besonders gravierend wären die 
Auswirkungen im Lebensmittelbe-
reich. US-Regierung und US-Land-
wirtschaftsverbände bestehen auf 
Verhandlungen über Hormon-Käl-
ber und -Rinder und gentechnisch 
veränderte Organismen (GVO). 
In den USA produzierte Sojaboh-
nen sind zB zu 85 % gentechnisch 
verändert. Den großen US-Land-
wirtschaftsverbänden geht es dabei 
nicht nur um den grundsätzlichen 
Anbau von GVO, der in der EU auf 
eine Handvoll Sorten beschränkt (in 
Österreich dzt. noch überhaupt ver-
boten) ist, auch die Kennzeich-
nung sowohl von GVO als auch 
von Klonfleisch etc. wird abgelehnt. 
Wie es aussieht, wird die EU „klein 
beigeben“ und höchstens eine kur-
ze Übergangsfrist von fünf Jah-
ren  „heraushandeln“, bis das alles 
rechtsverbindlich wird. 

Mit diesen ungesunden und z.T. 
künstlich in (Agrar-)Fabriken herge-
stellten und dadurch „billigen“,  weil 
wertlosen Produkten sollen die EU-

freIhANDelSABKoMMeN uSA / eu:
Alle Macht den Konzernen!
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Völlig unzureichende 
erzeugerpreise 

Zum Aufgeben gezwungen wur-
den und werden viele Bauern durch 
Erzeugerpreise, die durch Globalisie-
rung (EU!) und Industrialisierung der 
Landwirtschaft unter die Produkti-

onskosten getrieben werden. Teuer 
sind die Lebensmittel nur bei den Ver-
braucherpreisen;  die Bauern, die die 
meiste Arbeit damit haben, bekom-
men davon nur einen sehr geringen 
Anteil. Vom Verkaufspreis einer Sem-
mel bekommt der Bauer nur 3-5%! 
Die sogenannten „Agrarförderun-

gen“ der EU kommen vorwiegend 
der Verarbeitungsindustrie und den 
wenigen Groß“bauern“ zugute (meist 
in kirchlichem, adeligem oder Kon-
zernbesitz), bei den Klein- und Mittel-
betrieben machen sie den enormen 
Preisverlust der erarbeiteten Produkte 
in keiner Weise wett. 

Märkte überschwemmt werden. Die 
Folgen für die  Bauern kann  sich je-
der ausmalen! Wir können nur im-
mer wieder sagen und dafür Tag für 
Tag arbeiten: WeG VoN DIeSer 
eu! In der Schweiz wie übrigens 
auch in Rußland sind gentechnisch 
erzeugte Lebensmittel verboten....



AuStrItt aus der eu
Überparteiliches 

VolKSBeGehreN

Wer sind die Betreiber des Volksbegehrens?

Ein überparteiliches Personenkomitée aus langjährigen Trägern und Mitarbeitern unabhängiger Bürgerinitiativen: 
Inge rAuScher/Initiative Heimat & Umwelt, helmut SchrAMM, Angestellter, Dr. franz-Joseph PlANK/
Tierschutzorganisation Animal Spirit, renate ZIttMAYr, Bäuerin, Mag. Markus lechNer, Finanzbeamter i.R., 
Inge Scherff, Anti-Atom-Aktivistin, u.v.a. Unterstützt wird das Volksbegehren auch vom früheren  parteifreien Jus-
tizminister hans richard KlecAtSKY, Universitätsprofessor für öffentliches Recht in Innsbruck, und der Wie-
ner Rechtsanwältin Dr. eva  Maria BArKI, spezialisiert auf Menschen-, Nationalitäten- und Volksgruppenrechte. 
Kontaktadresse: Initiative Heimat & Umwelt, 3424 Zeiselmauer, Hageng. 5, Tel. 02242/70516, ihu@a1.net.

www.eu-austritts-volksbegehren.at

1. Mit der umseitigen Unterstützungs-Erklärung und einem amtlichen Lichtbildausweis (Paß, Personalaus-
weis, Führerschein) zu den üblichen Parteienverkehrszeiten in das Gemeindeamt bzw. magistratische 
Bezirks amt Ihres Hauptwohnsitzortes gehen.

2. Dort die mitgebrachte Unterstützungs-Erklärung vor dem Beamten unterschreiben und nach erfolgter 
Bestätigung durch die Behörde dieses Original-Formular wieder umgehend an uns retour senden.

Zur gültigen Unterzeichnung von Volksbegehren sind alle österreichischen Staatsbürger berechtigt, die das 16. 
Lebensjahr vollendet haben. Sobald mindestens 8.460 (ein Promille der Gesamtbevölkerung) gültige Unterstüt-
zungs-Erklärungen vorliegen, wird vom Innenministerium die sogenannte öffentliche Eintragungswoche, das eigent-
liche Volksbegehren, in ganz Österreich anberaumt.

Weil  Österreichs Bürger nicht länger als Melkkuh für die „Rettung“ des TEURO und der 
Banken-Mißwirtschaft herhalten wollen! 
Immer höhere Milliardenzahlungen für „Brüssel“ - das Faß ohne Boden - bedeuten eine kalte Enteig-
nung der Bürger-Einkommen. Stattdessen Wieder-Eintritt in die funktionierende und sparsame EFTA zur 
Regelung der Handelsbeziehungen. 

Weil  mit dem Lissabon-Vertrag, der geltenden Arbeitsgrundlage der EU, die wichtigsten 
Prinzipien jeglicher DEMOKRATIE (zum Beispiel die Gewaltenteilung) ausgeschaltet wurden. 
Nicht gewählte Kommissare bestimmen, das EU-“Parlament“ hat keine Gesetzgebungsbefugnis. 

So können Sie das Volksbegehren unterstützen:  

Weil  das oberste Prinzip der EU - der grenzenlose, völlig ungezügelte FREIHANDEL  - nur 
den Konzerninhabern dient zum Schaden von Volkswirtschaften, Natur und Gesundheit! 
Folgen: Verfall der Löhne, Gehälter und Pensionen, Verlust der örtlichen Nahversorgung, Lebend-Tier-
transporte über riesige Entfernungen, kein (Einfuhr-) Schutz vor genmanipulierten Substanzen. 

Weil  wir nicht Mitglied der ATOMMACHT EU bleiben und für diese auch nicht weiter 
zahlen wollen (EURATOM-Vertrag!).

Weil  echte NEUTRALITÄT jegliche Mitwirkung an einem Militärpakt wie der EU-Armee 
(mit ihrem Naheverhältnis zur NATO) ausschließt - siehe Schweiz.



Der (Die) Gefertigte unterstützt hiermit den Antrag auf Einleitung des Verfahrens für ein 
Volksbegehren betreffend folgende, durch Bundesgesetz zu regelnde Angelegenheit:

Der Nationalrat möge den Austritt 
der republik Österreich aus der 
 europäischen union mit Bundesverfassungsgesetz,  
welches einer Volksabstimmung zu unterziehen ist, beschließen.
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Warum 
„WeGWArte“?
Als Name für unseren, etwa 

alle zwei Monate erscheinen-
den Informationsdienst an 
viele Bürger in allen Bundes-
ländern haben wir die Symbol-
blume der „Initiative Heimat & 
Umwelt“ gewählt. Die „Weg-
warte“ ist eine zartblau blühende, 
sperrige, ausdauernde und 
anspruchslose Wildpflanze. Sie 
wächst vorwiegend an Straßen-,
Weg- und Ackerrändern und ist 
fast über die ganze Welt verbreitet.

Die „Initiative Heimat & 
Umwelt“ (IHU) ist eine freie 
Arbeitsgemeinschaft, die keiner 
Partei nahe steht. Seit über 20 
Jahren werden unsere Aktivi-
täten ausschließlich ehren-
amtlich und uneigennützig 
geleistet. Wir erhalten keiner-
lei Subventionen; die Finanzie-
rung erfolgt durch freiwillige 
Kostenbeiträge österreichischer 
Bürger und durch immer wieder 
beträchtliche private Beiträge der 
engsten Mitarbeiter. 

WIR DANKEN allen morali-
schen und finanziellen Unterstüt-
zern unserer Arbeit ganz herzlich 
und hoffen, daß es noch viele 
mehr werden!

BITTE benützen Sie den 
beiliegenden Erlagschein oder 
überweisen Sie einen Kostenbei-
trag je nach Ihren persönlichen 
Möglichkeiten von Ihrer Bank 
aus. Auch in einem Kuvert mit-
geschickte Barspenden erreichen 
uns verläßlich. Gerne würden wir 
die „Wegwarte“ auch an mög-
liche Interessenten für unsere 
Anliegen aus Ihrem Freundes- 
und Verwandtenkreis senden; 
bitte geben Sie uns solche Adres-
sen bekannt. Danke im voraus 
für Ihre Mühe!

Hinweis für Neu- oder 
Wieder-Empfänger: Erhalten 
Sie die „Wegwarte“ heute zum 
ersten Mal oder seit längerem 
wieder einmal, senden Sie uns 
bitte einen kleinen Kostenbei-
trag. Dann kommen Sie in die 
Versandliste für jede Ausgabe 
dieser unabhängigen Zeitschrift 
ohne Firmen- oder Parteieninse-
rate!

Nicht nur im politischen Bereich 
werden wir völlig einseitig „infor-
miert“, auch im Bereich der Kunst. 
Eines von zahllosen Beispielen da-
für ist der Maler Franz Drapela, der 
heuer seinen 90. Geburtstag gehabt 
hätte, und der von den Massenme-
dien praktisch totgeschwiegen wird.

Der österreichische Maler und 
Bildhauer hinterließ ein umfangrei-
ches, vielschichtiges Werk von gro-
ßer inhaltlicher Aussagekraft und 
sehr ungewöhnlichem Zugang zur 
darstellenden Kunst. Als Absolvent 
der Wiener Akademie der bildenden 
Künste in Malerei und Graphik war 
er im Brotberuf Kulissenmaler für 
die österr. Bundestheater, im spezi-
ellen die Wiener Volksoper, und in 
seinem freien Schaffen durchlief er 
mehrere Epochen zwischen Natura-
lismus und abstrakter Malerei. Mag. 
art. Franz Drapela lebte von 1924 
bis 2009, zunächst in Wien, später 
in Neulengbach in N.Ö. Anfang der 
70-er Jahre begann er sich mit phi-
losophischen Fragen zu befassen, 
die einen starken Niederschlag in 
seinem Werk fanden. 

U.a. beschäftigte er sich auch mit 
religiösen Inhalten und mit Dingen, 
die man nicht sehen kann - für ei-
nen Maler bemerkenswert! Eines 
seiner Hauptwerke ist die komplette 
Innenraumausstattung der Mari-
enkirche in Berndorf bei Ba-
den, die jederzeit besichtigt werden 
kann. Mit den dafür gestalteten, 
monumentalen Kreuzweg-Stati-
onen, in einem Band ineinander 
übergreifend gemalt, mit abschlie-
ßendem Flügelaltar gelang ihm 
1967 der Durchbruch als Maler. Als 
erstem österreichischen Maler der 
Geschichte ist er bei einer Bienna-
le, nämlich jener von 2003 in Flo-
renz, für sein gesamtes Lebenwerk 
ausgezeichnet worden. Das ist eine 
der höchsten internationalen  Aus-
zeichnungen, die einem Künstler 
zuteil werden kann. Das Bild, das 
er dort ausstellte, nannte er „läu-
terungsweg der Mensch-
heit“. Es gehört jenem Teil seines 

Schaffens an, in dem er sich stark 
mit esoterischen Themen auseinan-
dersetzte. Für sein diesbezügliches 
Streben nach ernsthafter Erkennt-
nis und Wahrheitsfindung prägte er 
den Begriff „MentalAstralrea-
lismus“, der auf eine Verbindung 
dieser Ebenen hinweist. Das hier 
stark verkleinert abgedruckte Bild 
ohne Titel (Ausschnitt) ist ein typi-
sches Beispiel dafür. 

Voraussichtlich nur noch kur-
ze Zeit kann man ein weiteres sei-
ner Hauptwerke, den familien-
kreuzweg im liebfrauenhof-
Kloster in Neulengbach,  be-
sichtigen. Dieser ist normal nicht 
öffentlich zugängig, das Kloster 
soll demnächst verkauft werden. 
Am Sonntag, dem 30. März 
2014, wird er im Rahmen einer 
Kreuzwegandacht zu sehen sein mit 
Beginn um 14.30h, ebenso die 
gleich daneben befindliche Darstel-
lung des franz von Assisi. Das 
Kloster ist in ca. 800 Meter Fußweg 
vom Bahnhof Neulengbach-Stadt 
(Hauptlinie der Westbahn zwischen 
Wien und St. Pölten) den Kohlreit-
berg hinauf zu erreichen. Dort wird 
auch ein Sohn des Malers, der Mi-
neraloge Dr. Thomas Drapela, auf 
Wunsch weitere Details zum Ge-
samtwerk seines Vaters berichten 
und Interessierten einige der noch 
in dessen langjährigem Atelier ganz 
in der Nähe befindlichen Original-
Bilder zeigen.

Auch im Bereich der KuNSt wird 
uns viel Wertvolles vorenthalten!

Beispiel: franz DrAPelA



Die Ukraine ist eine frühere Sowjetrepublik, deren 
westlicher Teil etwa 140 Jahre lang ein Teil der Öster-
reichisch-Ungarischen Monarchie war. In den ehemali-
gen Kronländern Galizien, Bukowina und Karpatenuk-
raine gibt es noch viele Spuren österreichischer Kultur. 
Die positive Einstellung der Bevölkerung zum alten Ös-
terreich wird heute allerdings von jenen Kräften ausge-
nützt, die den Machtbereich der Europäischen Union 
und der NATO nach Osten ausdehnen wollen.
Die Ukraine ist ein Opfer der Globalisierung, die das 

Land unmittelbar nach dem Zusammenbruch der Sow-
jetunion im Dezember 1991 erfaßte. Seither wurde die 
Wirtschaft liberalisiert und privatisiert, eine neureiche 
Oligarchie kam an die Macht, die Hälfte aller Betriebe 
wurde geschlossen und das Bruttoinlandsprodukt sank 
auf 68 % des Niveaus von 1991. Im Jahr 2004 wur-
de mit Hilfe der amerikanischen Soros-Stiftung eine 
„orangene Revolution“ durchgeführt, die das Land nä-
her an den Westen heranführen sollte, aber im Sand 
verlief. Als im Jahr 2010 Präsident Janukowitsch an 
die Macht kam, der nicht der Kandidat des Westens 
war, verdoppelten die USA das Budget für die mehr als 
2000 Nichtregierungsorganisationen (NGOs), die eine 
antirussische Stimmung verbreiten sollten.
Auf dem Gipfel der Östlichen Partnerschaft in Wilna 

am 29. November 2013 weigerte sich die ukrainische 
Regierung, ein Assoziationsabkommen mit der EU 
zu unterzeichnen, und begründete ihre Entscheidung 
mit „nationalen Sicherheitsinteressen“. Statt dessen 
nahm sie ein Angebot Rußlands an, das eine Senkung 
des Gaspreises und einen langfristigen Kredit vorsah. 
Seither wurden von oppositionellen Gruppen Protes-

te durchgeführt, die einen Regimewechsel anstrebten. 
Die Kämpfe zwischen der Polizei und den bewaffneten 
Demonstranten führten zu ungefähr 100 Toten.
Am 21. Februar 2014 fand schließlich ein von radi-

kalen Gruppen durchgeführter Staatsstreich statt, der 
von den USA gesteuert wurde und vor allem eine „Ein-
dämmung“ Rußlands zum Ziel hatte. Das Parlament 
der Ukraine setzte den unter der Führung von EU-Au-
ßenministern ausgehandelten Kompromiß außer Kraft, 
vertrieb den Präsidenten Janukowitsch, wählte einen 
neuen interimistischen Präsidenten und setzte eine 
neue Übergangsregierung unter Ministerpräsident Ar-
seni Jazenjuk ein. Die frühere Ministerpräsidentin Ju-
lia Timoschenko, die wegen Machtmißbrauchs im Ge-
fängnis war, wurde freigelassen. Die USA und die EU 
beeilten sich, die neue Macht anzuerkennen. Jazenjuk 
erklärte inzwischen, daß die Ukraine 25 Mrd. Euro be-
nötige, um einen Staatsbankrott abzuwenden.
Rußland weigerte sich, die Ergebnisse des gewalt-

samen Umsturzes zu akzeptieren und verlangte eine 
Rückkehr zu dem Abkommen vom 21. Februar 2014, 
das eine Regierung der nationalen Einheit, eine Rück-
kehr zur Verfassung von 2004 und eine Neuwahl des 
Präsidenten im Dezember 2014 vorsah. 
Das Parlament der autonomen Republik Krim, for-

mell ein Teil der Ukraine, wandte sich an die russische 
Regierung mit der Bitte, die russische Bevölkerung zu 
schützen. Janukowitsch erklärte in Rußland, daß er der 
legitime Präsident der Ukraine sei und die Beschlüsse 
des ukrainischen Parlaments für illegitim halte.

Peter Bachmaier

Eintritt
: fre

ie Spende

Der Staatsstreich in Kiew:
Die ukraine zwischen rußland und dem Westen

Einladung zum 
Informations- und Diskussionsabend

am Dienstag, 1. April 2014, um 19 Uhr
in W I E N im "KOLPINGHAUS WIEN-ALSERGRUND"

im 9. Bezirk, Althanstrasse 51
Nähe Wirtschaftsuniversität, Franz-Josefs-Bahnhof

erreichbar mit dem D-Wagen Station "Augasse" sowie mit der U4 und der U6, Station "Spittelau", sowie mit der S40
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Osteuropaexperte, 1972-2005 Mitarbeiter des Österreichischen Ost- und 

Südosteuropa-Institutes, seither freier Publizist und Vorsitzender der 
Österreichisch-Weißrussischen Gesellschaft


